Beratungsantworten VSAV ASTO ASTU

Zuständigkeit zur Verbeiratung

Problem- und Fragestellung

Bei Frau R. wurde im August 2000 der vorläufige Entzug der Handlungsfähigket nach Art. 386 Abs. 2 ZGB von der Gemeinde A. beschlossen. Gleichzeitig wurde ein Enmündigungsverfahren nach Art. 369 ZGB eingeleitet. Ich wurde als vorläufige Vertreterin ernannt.
Aufgrund des psychiatrischen Gutachtens, einer Anhörung der Klientin und meinem Bericht wurde am 12. Juni 2001 ein Antrag auf Errichtung einer Beiratschaft nach Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB an den Bezriksrat gestellt.
Im Oktober 2001 ist Frau R. von der Gemeinde A. in die Gemeinde O. in einen anderen Bezirk gezogen und hat dort Wohnsitz genommen (Bezug einer eigenen Wohnung).
Im Januar 2002 hat der Bezirksrat eine Anhörung mit Frau R. durchgeführt und im Anschluss daran einen Beschluss an die VB in A. gesendet, dass die Zuständigkeit für die Errichtung der Massnahme nicht mehr gegeben sei, da Frau R. nun in der Gemeinde O. Wohnsitz habe.
Meines Erachtens ist dies nicht richtig, da ja bereits eine Massnahme im Hinblick auf eine definitive Massnahme errichtet worden ist.
Erwägungen

Zuständig für die Verbeiratung einer mündigen Person ist die Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz des zu Verbeiratenden (Art. 23 ZGB). Massgeblich ist dabei der Wohnsitz bei Einleitung des Verfahrens. Zum bundesrechtlichen Begriff des Zeitpunktes der Einleitung des Entmündigungsverfahrens siehe BGE 50 II 95 E. 3 S. 98. Im vorliegenden Fall ergibt sich die örtliche Zuständigkeit des Bezirks der Gemeinde A. zudem aus einem zweiten Grund: Der zu verbeiratenden Person wurde vorläufig die Handlungsfähigkeit entzogen. Die Wirkungen dieser Massnahme sind mit Bezug auf den Wohnsitz identisch mit der Entmündigung, d.h. der Wohnsitz der vorläufig Entmündigten nach Art. 386 Abs. 2 ZGB ist A., ein Wohnsitzwechsel ohne Zustimmung der VB A. ist nicht möglich (Art. 421 Ziff. 14 ZGB).
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